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Daten für den Monat Oktober 2023 
Steuertermine 
Fälligkeit: 

· USt, LSt = 10.10.2023 
 
Überweisungen (Zahlungsschon-
frist): 

· USt, LSt = 13.10.2023 
 
Scheckzahlungen: 
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen! 
 
Beiträge Sozialversicherung 
Fälligkeit Beiträge 10/2023 = 
27.10.2023 
(bzw. 26.10.2023 für Bundesländer, in 
denen der Reformationstag ein gesetzli-
cher Feiertag ist) 
 
Verbraucherpreisindex 
(Veränderung gegenüber Vorjahr) 
7/22 12/22 3/23 7/23 
 + 8,5 % + 9,6 % + 7,8 % + 6,5 % 
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Für alle Steuerpflichtigen 
Haushaltsnahe Dienstleistungen: 
Steuerermäßigung auch für Mieter 
 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass Mieter Aufwendungen für haus-
haltsnahe Dienstleistungen und Hand-
werkerleistungen nach § 35a Einkom-
mensteuergesetz (EStG) steuermindernd 
geltend machen können – und zwar auch 
dann, wenn sie die Verträge mit den Leis-
tungserbringern nicht selbst abge-
schlossen haben.  
 
Hintergrund: Für haushaltsnahe Beschäf-
tigungsverhältnisse, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Handwerkerleistun-
gen können Steuerpflichtige eine Steuer-
ermäßigung in Höhe von 20 % der Auf-
wendungen geltend machen. Im Einzel-
nen gelten folgende Höchstbeträge: 
 

· maximal 4.000 EUR für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen so-
wie Pflege- und Betreuungsleistun-
gen, 

 
· maximal 510 EUR für haushalts-

nahe Beschäftigungsverhältnisse 
bei geringfügig Beschäftigten sowie 

 
· maximal 1.200 EUR für die Inan-

spruchnahme von Handwerkerleis-
tungen (nur Lohnkosten). 

 
Sachverhalt  
Eheleute wohnten in einer angemieteten 
Eigentumswohnung. Der Vermieter 
stellte mit der Nebenkostenabrechnung 

u. a. Aufwendungen für die Gartenpflege 
und die Überprüfung von Rauchwarn-
meldern in Rechnung. Hierfür begehrten 
sie die Steuerermäßigung für haushalts-
nahe Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen. Finanzamt und Finanzgericht 
lehnten ab – nicht aber der Bundesfi-
nanzhof. 

 
Der Steuerermäßigung steht nicht entge-
gen, dass Mieter die Verträge mit den 
Leistungserbringern (z. B. dem Reini-
gungsbetrieb) regelmäßig nicht selbst ab-
schließen. Es reicht aus, dass die Leistun-
gen dem Mieter zugutekommen.  
 
Soweit das Gesetz zudem verlangt, dass 
der Steuerpflichtige für die Aufwendungen 
eine Rechnung erhalten hat und die Zah-
lung auf das Konto des Leistungserbrin-
gers erfolgt ist, genügt als Nachweis auch 
eine Wohnnebenkostenabrechnung 
oder eine Bescheinigung, die dem aner-
kannten Muster (vgl. hierzu Anlage 2 des 
Schreibens des Bundesfinanzministeriums 
vom 9.11.2016) entspricht. 
 
Hieraus müssen sich die Art, der Inhalt 
und der Zeitpunkt der Leistung sowie 
der Leistungserbringer und -empfänger 
nebst Entgelt einschließlich des Hinwei-
ses der unbaren Zahlung ergeben. Nur 
bei sich aufdrängenden Zweifeln an der 
Richtigkeit dieser Unterlagen bleibt es dem 
Finanzamt unbenommen, die Vorlage der 
Rechnungen zu verlangen. Der Mieter 
muss sich dann die Rechnungen vom 
Vermieter beschaffen. 
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Merke: Diese Rechtsprechung gilt ent-
sprechend für Aufwendungen der Woh-
nungseigentümer, wenn die Leistungen 
durch die Wohnungseigentümergemein-
schaft beauftragt wurden. 

 
Quelle: BFH-Urteil vom 20.4.2023, Az. VI R 24/20, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 236254; BFH, PM Nr. 33/23 
vom 13.7.2023 
 

Online-Pokergewinn kann steuer-
pflichtig sein 
 
Gewinne aus dem Online-Pokerspiel 
können als Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb der Einkommensteuer unterliegen. 
Das hat aktuell der Bundesfinanzhof ent-
schieden.  
 
Sachverhalt  
Ein Student hatte 2007 mit dem Online-
Pokerspiel (in der Variante „Texas 
Hold‘em/Fixed Limit“) begonnen. Ausge-
hend von kleinen Einsätzen und Gewin-
nen steigerte er seine Einsätze allmäh-
lich. Auch seine Gewinne stiegen erheb-
lich an. Im Streitjahr 2009 erzielte er ei-
nen Gewinn von über 80.000 EUR, der in 
den Folgejahren weiter anstieg. Allein im 
Zeitraum von Juli bis Dezember 2009 be-
lief sich seine registrierte Gesamtspiel-
zeit auf 673 Stunden. 
 
Das Finanzgericht Münster würdigte den 
Sachverhalt dahin gehend, dass der Stu-
dent ab Oktober 2009 gewerblich tätig 
gewesen sei und der von Oktober bis De-
zember 2009 erzielte Gewinn von rund 
60.000 EUR somit der Einkommensteuer 
unterliege. Dies hat der Bundesfinanzhof 

nun bestätigt und dabei an frühere Ent-
scheidungen zum Pokerspiel in Form 
von Präsenzturnieren und in Casinos an-
geknüpft. 

 
Beachten Sie: Poker ist in einkommen-
steuerlicher Hinsicht kein reines Glücks-
spiel, sondern auch durch Geschicklich-
keitselemente gekennzeichnet. Dies gilt 
auch beim Online-Poker, selbst wenn dort 
kein persönlicher Kontakt zu den Mitspie-
lern möglich ist. 
 
Merke: Aber nicht jeder Pokerspieler un-
terliegt der Einkommensteuer. Für Frei-
zeit- und Hobbyspieler handelt es sich 
um eine private Tätigkeit, bei der sich 
Gewinne und Verluste steuerlich nicht 
auswirken. Wenn jedoch der Rahmen ei-
ner privaten Hobbytätigkeit überschritten 
wird, ist das Handeln als gewerblich an-
zusehen. Maßgebend ist die strukturelle 
Vergleichbarkeit mit einem Gewerbetrei-
benden bzw. Berufsspieler (z. B. die 
Planmäßigkeit des Handelns, die Aus-
nutzung eines Marktes oder der Umfang 
des investierten Geld- und Zeitbudgets). 

 
Quelle: BFH-Urteil vom 22.2.2023, Az. X R 8/21, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 236046; BFH, PM Nr. 31/23 
vom 29.6.2023 

 

Pkw-Unfall im Ausland: Ende der Kfz-
Steuerpflicht bei Nichtbenutzung 
 
Wird ein im Inland zugelassenes Fahrzeug, 
das wegen einer Beteiligung an einem Ver-
kehrsunfall in Italien beschlagnahmt 
wurde, mehrere Monate später ver-
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schrottet, kann die Kfz-Steuerpflicht be-
reits zum Beschlagnahmezeitpunkt en-
den. Dies hat das Finanzgericht Münster 
entschieden.  
 
Sachverhalt  
A (mit Wohnsitz im Inland und in Italien) 
war am 6.1.2020 mit seinem im Inland 
zugelassenen Kfz an einem Unfall in Ita-
lien beteiligt. Das Fahrzeug wurde be-
schlagnahmt und der Führerschein we-
gen fehlender Zulassung in Italien einge-
zogen. Infolge der hohen Kosten verzich-
tete A auf eine Ummeldung und ließ das 
Kfz verschrotten. Wegen der erforderli-
chen Genehmigung der italienischen Be-
hörden kam es erst am 20.6.2020 zur 
Verschrottung. Erst danach erhielt A die 
Fahrzeugpapiere wieder zurück und er 
konnte das Fahrzeug zum 14.7.2020 bei 
der inländischen Zulassungsbehörde ab-
melden. 
 
A beantragte beim Hauptzollamt das 
Ende der Steuerpflicht zum 6.1.2020. 
Dieses stellte jedoch auf den Zeitpunkt 
der Verschrottung (20.6.2020) ab und 
setzte die Kfz-Steuer entsprechend fest. 
Ein früheres Ende könne nicht angenom-
men werden, da A die Verzögerung 
selbst zu verantworten habe. Das sah 
das Finanzgericht anders. 

 
Im Streitfall greift § 5 Abs. 4 S. 2 KraftStG, 
wonach für das Ende der Steuerpflicht ein 
früherer Zeitpunkt zugrunde gelegt wer-
den kann, wenn der Steuerschuldner 
glaubhaft macht, das Fahrzeug seit die-
sem Zeitpunkt nicht benutzt zu haben und 
er die Abmeldung nicht schuldhaft ver-
zögert hat. Beweisvorsorge ist also obers-
tes Gebot. 

Quelle: FG Münster, Urteil vom 14.4.2023, Az. 10 K 
824/22 Kfz, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236520 

 

Steuerbefreiung für kleine Photovolta-
ikanlagen: Anwendungsschreiben  
des Bundesfinanzministeriums 
 
Durch das Jahressteuergesetz 2022 (BGBl I 
2022, S. 2294) wurde eine Steuerbefreiung 
für kleine Photovoltaikanlagen (PV-Anla-
gen) im Einkommensteuergesetz eingeführt. 
In der Praxis wartete man auf ein Anwen-
dungsschreiben der Finanzverwaltung, 
das nun veröffentlicht wurde.  
 
Gesetzliche Neuregelungen 
 
Mit Schreiben vom 29.10.2021 gewährte 
das Bundesfinanzministerium für kleine 
PV-Anlagen mit einer installierten Leistung 
von bis zu 10 kW/kWp ein Wahlrecht (= 
steuerlich unbeachtliche Liebhaberei auf 
Antrag des Steuerpflichtigen). Dieses 
Wahlrecht wurde im Zuge des Jahressteu-
ergesetzes 2022 durch eine Steuerbe-
freiung (§ 3 Nr. 72 Einkommensteuerge-
setz (EStG)) ersetzt. 
 
Bei der Steuerfreiheit der Einnahmen und 
Entnahmen im Zusammenhang mit dem 
Betrieb von PV-Anlagen sind gewisse 
Höchstgrenzen (vgl. dazu unten ausführ-
lich) zu beachten, wobei hier auf die instal-
lierte Bruttoleistung laut Marktstamm-
datenregister abgestellt wird. Insgesamt 
gilt eine Obergrenze von 100 kW (peak) 
pro Steuerpflichtigem oder Mitunter-
nehmerschaft, die für die Anwendung der 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 72 EStG nicht 
überschritten werden darf. 
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Merke: Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 
72 EStG gilt – unabhängig vom Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme der PV-Anlage – für 
Einnahmen und Entnahmen, die nach 
dem 31.12.2021 erzielt oder getätigt wer-
den.  

 
Anwendungsschreiben 
 
1. Persönlicher Anwendungsbereich 
§ 3 Nr. 72 S. 1 EStG gilt für natürliche Per-
sonen, Mitunternehmerschaften und Kör-
perschaften. 
 
2. Begünstigte PV-Anlagen (auch dach-
integrierte und Fassaden-PV-Anlagen) 
und Höchstgrenzen 
Es kommt auf die Art des Gebäudes an, 
wie hoch die maximale maßgebliche 
Leistung der Anlage(n) in kW (peak) je 
Steuerpflichtigem/Mitunternehmerschaft ist 
(gebäudebezogene Betrachtung): 

· Einfamilienhaus (30 kW (peak)) 
· Wohnzwecken dienendes Zwei-

/Mehrfamilienhaus (15 kW (peak) je 
Wohneinheit) 

· gemischt genutzte Immobilie (15 kW 
(peak) je Wohn-/Gewerbeeinheit) 

· nicht Wohnzwecken dienendes Ge-
bäude, z. B. Gewerbeimmobilie mit 
einer Gewerbeeinheit, Garagen-
grundstück (30 kW (peak)) 

· Gewerbeimmobilie mit mehreren 
Gewerbeeinheiten (15 kW (peak) je 
Gewerbeeinheit)  
 
 
 
 
 

Beispiele 
Der Steuerpflichtige A hat auf drei Einfa-
milienhäusern jeweils eine Anlage mit ei-
ner Leistung von 25 kW (peak). Alle drei 
Anlagen sind begünstigt. 
 
A hat auf seinem Haus mit zwei 
Wohneinheiten und der dazugehörigen 
Garage jeweils eine Anlage mit einer 
Leistung von 15,10 kW (peak). Beide An-
lagen sind nicht begünstigt, da deren 
Leistung (insgesamt 30,20 kW (peak)) 
die für diese Gebäudeart zulässigen 
30,00 kW (peak) überschreitet. 

 
Beachten Sie: Es ist nicht erforderlich, 
dass der Betreiber der PV-Anlage auch Ei-
gentümer des Gebäudes ist, auf, an oder 
in dem sich die Anlage befindet. 
 
In einem zweiten Schritt ist zu prüfen, ob 
die 100 kW (peak)-Grenze eingehalten 
wurde. Dabei sind die Leistungen aller 
nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigten PV-
Anlagen zu addieren. 
 
Beispiel 
Ein Steuerpflichtiger betreibt zwei Anla-
gen mit einer Leistung von 30 kW (peak) 
auf je einem Einfamilienhaus und eine 
Freiflächen-PV-Anlage mit einer Leis-
tung von 50 kW (peak). 
 
Da Freiflächen-PV-Anlagen (unabhängig 
von der Größe) nicht begünstigt sind, ist 
diese Anlage nicht in die Prüfung der 100 
kW (peak)-Grenze einzubeziehen. Die 
Anlagen auf den Einfamilienhäusern sind 
deshalb begünstigt. 
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Ist ein Steuerpflichtiger oder eine Mitunter-
nehmerschaft, der bzw. die begünstigte 
PV-Anlagen betreibt, daneben an einer 
PV-Anlagen betreibenden anderen Mit-
unternehmerschaft beteiligt, sind die von 
der anderen Mitunternehmerschaft betrie-
benen Anlagen bei der Prüfung der 100 kW 
(peak)-Grenze nicht anteilig zu berück-
sichtigen.  
 
Beachten Sie: Betreibt der Steuerpflich-
tige PV-Anlagen mit einer Leistung von 
insgesamt mehr als 100 kW (peak), ist 
die Steuerbefreiung insgesamt nicht anzu-
wenden (Freigrenze). 
 
3. Umfang der Steuerbefreiung 
Von der Steuerbefreiung werden Einnah-
men und Entnahmen unabhängig von der 
Verwendung des von der PV-Anlage er-
zeugten Stroms umfasst.  
 
Zu den Einnahmen gehören insbesondere 
die Einspeisevergütung, Entgelte für an-
derweitige Stromlieferungen (z. B. an Mie-
ter), Vergütungen für das Aufladen von  
Elektro-/Hybridelektrofahrzeugen, Zu-
schüsse und bei der Einnahmenüber-
schussrechnung vereinnahmte und erstat-
tete Umsatzsteuer. 
 
4. Steuerermäßigung nach § 35a EStG 
Gilt § 3 Nr. 72 EStG, wird unterstellt, dass 
die Anlage ohne Gewinnerzielungsab-
sicht betrieben wird. Unter den Vorausset-
zungen des § 35a EStG kann eine Steu-
erermäßigung gewährt werden. 
 
5. Investitionsabzugsbeträge (IAB) 
IAB, die in vor dem 1.1.2022 endenden 
Wirtschaftsjahren in Anspruch genommen 
und bis einschließlich zum 31.12.2021 

noch nicht gewinnwirksam hinzugerechnet 
wurden, sind nach § 7g Abs. 3 EStG 
rückgängig zu machen, wenn in nach § 3 
Nr. 72 EStG begünstigte PV-Anlagen in-
vestiert wurde. 
 
6. Weitere Aspekte in Kürze 
Neben den dargestellten Aspekten werden 
auch diese Punkte thematisiert: 

· Betriebsausgabenabzugsverbot 
(§ 3c Abs. 1 EStG) 

· Verhältnis zu § 6 Abs. 3 und 5 EStG 
(Übertragung oder Überführung ei-
ner PV-Anlage zu Buchwerten) 

· Wegfall der gewerblichen Infek-
tion (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG) in Alt-
fällen 

· Behandlung von PV-Anlagen in an-
derweitigem Betriebsvermögen 

· Folgen bei unterjährig erstmaliger 
oder letztmaliger Anwendung des § 
3 Nr. 72 EStG 

 
7. Zeitliche Anwendung 
Das Schreiben gilt für alle Einnahmen und 
Entnahmen, die nach 2021 erzielt oder ge-
tätigt werden. Anträge auf Anwendung 
der Vereinfachungsregelung nach dem 
Schreiben vom 29.10.2021 sind für PV-An-
lagen, die nach 2021 in Betrieb genommen 
wurden, nicht mehr möglich. Für Anlagen, 
die bis zum 31.12.2021 in Betrieb genom-
men wurden, wurde die Frist für die An-
tragstellung bis zum 31.12.2023 verlän-
gert! 
 
Quelle: BMF-Schreiben vom 17.7.2023, Az. IV C 6 - S 
2121/23/10001 :001, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
236439; BMF-Schreiben vom 29.10.2021, Az. IV C 6 - 
S 2240/19/10006 :006 
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Wachstumschancengesetz in der 
Pipeline 
 
Das Bundesfinanzministerium hat einen 
Referentenentwurf für ein „Gesetz zur 
Stärkung von Wachstumschancen, Investi-
tionen und Innovation sowie Steuerverein-
fachung und Steuerfairness (Wachstums-
chancengesetz)“ veröffentlicht (Bearbei-
tungsstand: 14.7.2023).  
 
Der Entwurf enthält auf 279 Seiten u. a. 
Änderungen im Einkommensteuerge-
setz (Anhebung der Grenze für gering-
wertige Wirtschaftsgüter von 800 EUR 
auf 1.000 EUR, Einführung einer Frei-
grenze (1.000 EUR) für Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung etc.). 
 
Beachten Sie: Über den Regierungsent-
wurf, der bereits am 16.8.2023 durch das 
Bundeskabinett in das Gesetzgebungsver-
fahren eingebracht werden soll, werden wir 
in der nächsten Ausgabe berichten. 
 

Für Vermieter 
Steuerfahndung erhält Daten von On-
line-Vermietungsportal 
 
Die Steuerfahndung Hamburg hat von ei-
nem Vermittlungsportal für die Buchung 
und Vermittlung von Unterkünften erneut 
Daten zu steuerlichen Kontrollzwecken 
erhalten und aufbereitet. Die Daten wer-
den nun an die Steuerverwaltungen der 
Bundesländer verteilt, damit sie die erklär-
ten Einkünfte mit den vorliegenden Daten 
abgleichen können. Es liegen Daten zu 
Vermietungsumsätzen von ca. 56.000 

Gastgebern mit einem Umsatzvolumen 
von insgesamt mehr als 1 Milliarde EUR 
vor.  
 
Hintergrund: Hamburg hatte bereits 2020 
mit einem internationalen Gruppenersu-
chen eine höchstrichterliche Entschei-
dung zur Herausgabe von Daten erstrit-
ten. Die Auswertung der damaligen Daten 
hat 2021 und 2022 bundesweit zu Mehr-
steuern in Höhe von ca. 4 Millionen EUR 
geführt. Das war Anlass für die Steuerfahn-
dung Hamburg, mit einem weiteren inter-
nationalen Gruppenersuchen aktuellere 
Daten des Vermittlungsportals zu deut-
schen Vermietern anzufordern, die Wohn-
raum über diese Plattform vermietet ha-
ben. 
 
Quelle: Finanzbehörde Hamburg, PM vom 6.7.2023 
 
 

Für Kapitalanleger 
Finanzkonten-Informationsaustausch-
gesetz: Finale Staatenaustauschliste 
2023 liegt vor 
 
Nach den Vorgaben des Finanzkonten-In-
formationsaustauschgesetzes werden In-
formationen über Finanzkonten in Steu-
ersachen zwischen dem Bundeszentral-
amt für Steuern und der zuständigen Be-
hörde des jeweils anderen Staates auto-
matisch ausgetauscht. Das Bundesfinanz-
ministerium hat nun die Staatenaus-
tauschliste 2023 bekannt gegeben. Enthal-
ten sind die Staaten, mit denen der auto-
matische Datenaustausch zum 30.9.2023 
erfolgt. 
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Für den Datenaustausch zum 30.9.2024 
wird dann eine neue Staatenaustauschliste 
2024 im Rahmen eines weiteren Schrei-
bens veröffentlicht. 
 
Weiterführende Informationen zum Infor-
mationsaustausch über Finanzkonten er-
halten Sie u. a. auf der Webseite des Bun-
deszentralamts für Steuern (unter 
www.iww.de/s2991). 
 
Quelle: BMF-Schreiben vom 20.7.2023, Az. IV B 6 - S 
1315/19/10030 :057, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
236519 
 

Für Unternehmer 
Erstattungszinsen zur Gewerbesteuer 
als Betriebseinnahmen  
 
Nach § 4 Abs. 5b Einkommensteuergesetz 
gilt: Die Gewerbesteuer und die darauf 
entfallenden Nebenleistungen sind keine 
Betriebsausgaben. Dennoch entschied 
das Finanzgericht Düsseldorf, dass Erstat-
tungszinsen zur Gewerbesteuer steuer-
pflichtige Betriebseinnahmen sind (Revi-
sion wurde zugelassen).  
 
Beachten Sie: Nur soweit Erstattungszin-
sen im Zusammenhang mit gegenläufigen, 
zuvor nicht als Betriebsausgaben er-
fassten Nachforderungszinsen stehen, 
ist eine entsprechende Gewinnkürzung 
aus Billigkeitsgründen geboten. 
 
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 4.5.2023, Az. 9 K 
1987/21 G,F, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 236518 
 

 

Für Arbeitnehmer 
Doppelte Haushaltsführung: Bundes-
finanzhof muss über den Abzug von 
Stellplatzkosten entscheiden 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen hat ent-
schieden, dass Stellplatzkosten im Rah-
men einer doppelten Haushaltsführung 
zu den sonstigen (in voller Höhe abzieh-
baren) Mehraufwendungen gehören. Bis 
zu einer höchstrichterlichen Entscheidung 
(die Revision ist anhängig) ist jedoch mit 
Gegenwehr der Finanzämter zu rechnen, 
da das Bundesfinanzministerium eine an-
dere Auffassung vertritt. 
 
Hintergrund 
 
Bei einer beruflich veranlassten doppel-
ten Haushaltsführung können Arbeitneh-
mer Unterkunftskosten seit 2014 nur 
noch bis maximal 1.000 EUR im Monat 
als Werbungskosten abziehen. Der 
Höchstbetrag umfasst sämtliche entste-
henden Aufwendungen, wie z. B. Miete, 
Betriebskosten sowie Kosten der laufen-
den Reinigung und Pflege der Zweitwoh-
nung oder -unterkunft; nicht jedoch Auf-
wendungen für Hausrat, Einrichtungs-
gegenstände oder Arbeitsmittel, mit de-
nen die Zweitwohnung ausgestattet ist.  
 
Aufwendungen für die erforderliche Ein-
richtung und Ausstattung der Zweit-
wohnung, soweit sie nicht überhöht sind, 
können als sonstige notwendige Mehr-
aufwendungen der doppelten Haushalts-
führung (außerhalb des Höchstbetrags) 
berücksichtigt werden. Dieses Urteil des 
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Bundesfinanzhofs wird von der Finanzver-
waltung akzeptiert. 
 
Beachten Sie: Im Schreiben des Bundes-
finanzministeriums aus 2020 ist hierzu wei-
ter ausgeführt: Übersteigen die Anschaf-
fungskosten für Einrichtung und Ausstat-
tung der Zweitwohnung (ohne Arbeitsmit-
tel) insgesamt nicht den Betrag von 
5.000 EUR einschließlich Umsatzsteuer, 
ist aus Vereinfachungsgründen davon aus-
zugehen, dass es sich um notwendige 
Mehraufwendungen der doppelten Haus-
haltsführung handelt. 
 
Stellplatzkosten 
 
Nach Ansicht des Bundesfinanzministeri-
ums sind Miet-/Pachtgebühren für Kfz-
Stellplätze vom Höchstbetrag umfasst. 
Dieser Ansicht hat das Finanzgericht Nie-
dersachsen (wie bereits zuvor die Finanz-
gerichte Saarland und Mecklenburg-Vor-
pommern) indes eine Absage erteilt. Da-
nach sind gesonderte Stellplatzkosten 
keine Unterkunftskosten. 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen geht 
sogar noch einen Schritt weiter als die Kol-
legen aus dem Saarland und bezweifelt, 
dass der Fall anders zu beurteilen wäre, 
wenn Unterkunft und Stellplatz „eine un-
trennbare Einheit“ bilden, wenn also die 
Nutzung der Unterkunft nicht ohne Aufwen-
dungen für die Nutzung eines Stellplatzes 
möglich wäre. 
 
Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 16.3.2023, Az. 
10 K 202/22, Rev. BFH Az. VI R 4/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 235999; BMF-Schreiben vom 
25.11.2020, Az. IV C 5 - S 2353/19/10011:006 

 

Haftungsausschluss 
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 
Komplexität und der ständige Wandel der 
Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung 
und Gewähr auszuschließen. Das Rundschrei-
ben ersetzt nicht die individuelle persönliche Be-
ratung. 
 
 
 
Wir beraten Sie gerne weiter! 
 
DIESER BEITRAG ENTHÄLT ALLGE-
MEINE HINWEISE UND IST NICHT 
DAZU BESTIMMT, KONKRETE LÖ-
SUNGEN FÜR UNSERE MANDANTEN 
ODER INTERESSENTEN ZU BIETEN.                                                          
BITTE KONTAKTIEREN SIE UNSERE 
NACHFOLGENDEN ANSPRECH-
PARTNER, UM EINE FÜR IHR UN-
TERNEHMEN ZUGESCHNITTENE 
LÖSUNG ZU ERFAHREN.  
 
 
 
 
 
Claus Hoffmann 
PARTNER, WP/STB/FBISTR 
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TEL. 0211-610790-31 
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